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Kleine Anfrage 2183 
 
des Abgeordneten Dr. Werner Pfeil   FDP 
 
 
Informationsfreiheit und Datenschutz – Sind der Landesregierung die (Grund-)Rechte 
der Bevölkerung egal? 
 
 
Die schwarz-grüne Koalition in Nordrhein-Westfalen hat sich darauf geeinigt, das 
Informationsfreiheitsgesetz Nordrhein-Westfalen (IFG NRW) zu überprüfen.1 Bislang liegen 
keine Erkenntnisse über eine Prüfung oder deren Ergebnis vor. Das IFG NRW ist bereits seit 
über zwanzig Jahren nahezu unverändert geblieben.  
 
Die Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen (LDI) 
hat empfohlen, das IFG NRW zu einem Transparenzgesetz weiterzuentwickeln.2 Sie kritisierte 
das derzeitige IFG NRW als unzureichend und verwies darauf, dass es Behörden geben 
würde, die nicht kooperativ seien und Informationen nicht herausgäben. So musste etwa das 
Verwaltungsgericht Düsseldorf das Ministerium für Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen 
unter Androhung von Zwangsgeld dazu zwingen, Unterlagen und Informationen 
herauszugeben.3 
 
Daneben kritisierte die LDI im 27. Bericht zum Datenschutz und zur Informationsfreiheit den 
Umgang mit Daten bei der Polizei und Staatsanwaltschaft. Der Pflicht, bei einer Einstellung 
von Strafverfahren entsprechende Daten zu löschen bzw. zu ändern, werde nur unzureichend 
nachgekommen. Dieses Problem wird aufgrund meiner Kleinen Anfrage4 zu dem Thema im 
Rahmen einer von mir beantragten Anhörung5 begutachtet.6 
 
Die Nichtbeachtung der Pflicht zur Löschung bzw. Änderung der Daten kann dazu führen, dass 
Betroffene bei Polizeimaßnahmen kritischer betrachtet werden als Personen, zu denen die 
Polizei bzw. Staatsanwaltschaft keine bzw. aktualisierte Daten gespeichert hat. 
 
Zudem könnte der Verbleib bzw. die unterlassene Verarbeitung der Daten im Rahmen des von 
der Polizei in Nordrhein-Westfalen genutzten Programmes für „datenbankübergreifende 
Recherche und Analyse“ (DAR) der Firma Palantir zu erheblichen Nachteilen für die 
Betroffenen führen. Sie könnten zu Unrecht mit Maßnahmen der Strafverfolgungsbehörden 
konfrontiert werden und das Leben dieser Menschen stark beeinträchtigen.  
 

                                                
1 Koalitionsvertrag CDU/Grüne NRW 2022, Rn 4480.  
2 28. Bericht der Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen, S. 
12.  
3 VG Düsseldorf, Beschl. v. 30.12.2022 – 29 M 106/22.  
4 Drs. 18/3956. 
5 Vorlage 18/1027. 
6 bereits veröffentliche Gutachten (Drs.18/573, 18/576, 18/577, 18/582). 
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So war in einem Artikel der Ruhr Nachrichten vom 05.07.2023 unter der Überschrift „Gegen 
das Gesetz - Polizei speichert Tausende Daten unschuldiger Personen“ zu lesen: „Polizei und 
Staatsanwaltschaft fehlen Personal, um die Datenqualität aktuell zu halten. Und manchen 
Behörden fehlt auch der Wille, das Problem anzugehen. Eine Staatsanwaltschaft verweigerte 
Gayk bei ihren Untersuchungen die Herausgabe von Akten. Und um wie viele Fälle von 
Nichtlöschung es sich tatsächlich handelt, will das Justizministerium nicht überprüfen.“ 7 
 
Die Kritik der LDI hat die Landesregierung bislang nicht dazu veranlasst, erkennbare 
Maßnahmen zum Schutz betroffener Bürger zu ergreifen. Dabei unterstrich die 
Landesregierung in ihrer Stellungnahme zum 27. Bericht der LDI, dass der Datenschutz 
unverändert einen hohen Stellenwert habe und die Arbeit der LDI im Bereich des 
Datenschutzes hohe Wertschätzung genieße. 
 
Zudem heißt es im Koalitionsvertrag der Regierungskoalition von CDU und Grünen: „Das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung ist uns wichtig. Wir werden die Landesbeauftragte 
für Datenschutz und Informationsfreiheit (LDI) bei allen Vorhaben der Landesregierung, die 
den Datenschutz betreffen, rechtzeitig einbinden.“8  
 
Bezüglich des Datenschutzes habe ich bereits mehrere Kleine Anfragen eingereicht, welche 
nur unzureichend beantwortet wurden. Dabei geht es um Daten, welche 
 

a) im Rahmen polizeilicher und staatsanwaltschaftlicher Ermittlungen gespeichert 
werden,  

b) mittels Drohnenflügen von Grundstücken durch kommunale Behörden ohne 
Sicherheitsaufgaben generiert sowie gespeichert werden (Kleine Anfrage 144 Drs. 
18/529), 

c) mittels Drohnenflügen von Polizeibehörden und/oder Ordnungsbehörden mit 
Sicherheitsaufgaben verarbeitet werden (Kleine Anfrage 144 Drs. 18/529), 

d) durch festinstallierte Kameraüberwachungen an Kriminalitäts-Hotspots generiert sowie 
verarbeitet werden (Kleine Anfrage 1228 Drs. 18/3381), 

e) im Rahmen von Versammlungen durch Bild- und Tonaufnahmen generiert sowie 
verarbeitet werden (Kleine Anfrage 1228 Drs. 18/3381; Kleine Anfrage 160 Drs. 
18/4211), 

f) durch Verkehrsüberwachungen auf den Autobahnen automatisch generiert sowie 
gespeichert werden. (Kleine Anfrage 1228 Drs. 18/3381).  

 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Wann genau können die Menschen in Nordrhein-Westfalen mit einer Überprüfung des 

IFG NRW sowie mit dem Ergebnis der geplanten Überprüfung des IFG NRW rechnen? 
 
2. Wie wird die Landesregierung mit Blick auf die im Anhörungsverfahren (Vorlage 

18/1027) mitgeteilten Bedenken der Sachverständigen bezüglich des 
verfassungsmäßigen bzw. rechtmäßigen Umganges mit Daten durch 
Strafverfolgungsbehörden ihre Praxis bezüglich des Umganges mit Daten in den 
Alternativfällen a) – f) ändern? 

                                                
7 https:// www .ruhrnachrichten.de/regionales/datenschutz-polizei-unschuldige-datenspeicherung-
w751835-
2000856480/#:~:text=Justiz%20stellt%20j%C3%A4hrlich%20320.000%20Verfahren,Und%20das%20
Jahr%20f%C3%BCr%20Jahr. 
8 Koalitionsvertrag CDU/Grüne NRW 2022, Rn. 4175. 
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3. In welchem Rahmen kann die Arbeit der LDI in Nordrhein-Westfalen durch die 

Landesregierung gestärkt werden, wie bspw. durch die Verleihung weitergehender 
gesetzlicher Kompetenzen, damit sie auf die bisherigen Unzulänglichkeiten, die sie in 
ihren Berichten 2022 und 2023 mitgeteilt hat, effektiver reagieren kann? 

 
4. Was will die Landesregierung insbesondere mit Blick auf das von der Polizei genutzte 

Programm DAR von der Firma Palantir konkret unternehmen, um Personen, deren 
Daten unverändert trotz Löschpflicht bzw. Verarbeitungspflicht nach Abschluss eines 
Ermittlungsverfahrens weiterhin den Strafverfolgungsbehörden zur Verfügung stehen 
und dadurch zu Unrecht von Maßnahmen der Strafverfolgungsbehörden mittelbar bzw. 
unmittelbar betroffen sind oder sein könnten, vor den Konsequenzen dieser Maßnahmen 
zu schützen?  

 
5. Wie viele Menschen haben durch die von den Experten sowie Sachverständigen 

kritisierten Praxis der Landesregierung im Umgang mit Daten in dieser Legislaturperiode 
mittelbare oder unmittelbare Nachteile erlitten? 

 
 
 
Dr. Werner Pfeil 
 


